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Antrag 

der Abgeordneten Waltraud Schoppe, Rita Grießhaber, Giia Aitmann (Aurich), 
Marieluise Beck (Bremen), Angelika Beer, Anneiie Buntenbach, Dr. Uschi Eid, 
Kristin Heyne, Monika Knoche, Dr. Angelika Köster-Loßack, Irmingard Schewe- 
Gerigk, Marina Steindor und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Durchsetzung des Fakultativprotokolls zum „Übereinkommen zur Beseitigung 
jeder Form der Diskriminierung der Frau“ (Frauendiskriminierungskonvention) 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Mit der Annahme des Übereinkommens zum Schutz der Frauen 
vor jeder Form der Diskriminierung (Convention on the Elimina- 
tion of all f orms of Discrimination Against Women - CED AW) durch 
die Generalversammlung der Vereinten Nationen am 18. Dezem- 
ber 1979 wurden die Menschenrechte von Frauen international an- 
erkannt und gestärkt. Das Übereinkommen trat am 3. September 
1981 in Kraft und wurde bis heute von 139 Staaten unterzeichnet. 

Die Konvention wiU die Menschen- und Bürgerrechte von Frauen 
umfassend schützen. Mit der Präambel und ihren 39 Artikeln de- 
finiert die Konvention detailliert Diskriminierung von Frauen und 
stellt einen Aktionsplan auf, wie einzelne Staaten gegen Diskri- 
minierung Vorgehen können und sollten. 

Mit der Ratifizierung des Übereinkommens haben sich die Staa- 
ten verpflichtet, Vorkehrungen zu schaffen, um die Diskriminie- 
rung von Frauen in jeder Form zu unterbinden. Frauen sollen 
gleichberechtigten Zugang zum politischen und öffentlichen 
Leben, zu Bildung und Arbeit erhalten sowie gleichberechtigte 
Möglichkeiten der Teilnahme genießen. Die Staaten haben sich 
verpflichtet, alle notwendigen Schritte auf rechtlicher und tatsäch- 
licher Ebene zu unternehmen, damit Frauen ihre Menschenrech- 
te umfassend und ungehindert in Anspruch nehmen können. Dazu 
zählt auch der Schutz vor Diskriminierung durch Privatpersonen, 
wie z. B. Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, und der Schutz vor 
gewaltsamen Übergriffen. 

Die Konvention ist das einzige menschenrechtlich orientierte Über- 
einkommen, welches die reproduktiven Rechte von Frauen aner- 
kennt und Kultur und Tradition als die Kräfte bezeichnet, die 
Geschlechterrollen und Familientraditionen formen und fest- 
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schreiben. Es erkennt die Rechte von Frauen und ihrer Kinder an, 
die Staatsbürgerschaft anzunehmen, sie zu wechseln oder zu be- 
halten. Darüber hinaus haben sich die unterzeichnenden Staaten 
darauf geeinigt, gegen Frauenhandel und die Ausbeutung von 
Frauen vorzugehen. 

Die unterzeichnenden Staaten sind verpflichtet, die in dem Über- 
einkommen normierten Voraussetzungen, Bedingungen und Vor- 
kehrungen zur Beseitigung der Diskriminierung von Frauen um- 
zusetzen. Darüber hinaus sind sie verpflichtet, mindestens alle vier 
Jahre Länderberichte darüber einzureichen, welche Tätigkeiten 
sie unternommen haben, um die Verpflichtungen aus der Kon- 
vention zu erfüllen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat die Konvention im Jahre 1985 
ratifiziert (veröffentlicht im BGBl. II S. 648 ff.). Die Verpflichtungen 
aus dem Übereinkommen sind auch in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht in vollem Umfang erfüllt. Noch immer ist der 
wirksame Schutz von Frauen vor sexualisierter Gewalt nicht 
gewährleistet. Das Asylrecht wird in Deutschland frauendis- 
krimierend umgesetzt. Trotz massiver Menschenrechtsverletzun- 
gen wird verfolgten Frauen sowohl das Asylrecht nach der 
Verfassung als auch der Abschiebungsschutz nach dem Auslän- 
dergesetz verweigert. Frauenspezifische Asylgründe, wie bei- 
spielsweise genitale Verstümmelung, werden nicht anerkannt. Das 
Gleichberechtigungsgesetz hat sich in der Umsetzung als weitge- 
hend wirkungslos erwiesen. Es besteht in vielen Bereichen hin- 
sichtlich der tatsächlichen Gleichberechtigung Handlungsbedarf. 
Aber auch Länder aus dem Süden haben nach der Unterzeichnung 
der Konvention keine nennenswerten Schritte unternommen, um 
die Vorgaben innerstaatlich umzusetzen. 

Das große Manko der Konvention besteht darin, daß bislang Durch- 
setzungsmechanismen fehlen. Zwar sind die Unterzeichnerstaa- 
ten zur Abgabe von Länderberichten verpflichtet, doch hat der ein- 
gerichtete Ausschuß, dem 23 Expertinnen und Experten für 
Frauenfragen angehören, auch bei groben Verstößen gegen die 
Bestimmungen der Konvention keine Kompetenzen. Es fehlen die- 
ser Menschenrechtskonvention Beschwerde- und Untersuchungs- 
verfahren, wie sie aus anderen Konventionen, wie z. B. dem „Über- 
einkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche 
oder erniedrigende Behandlungen und Strafen", bekannt sind. 

Reine Absichtserklärungen ohne Durchsetzungskompetenzen rei- 
chen nicht aus. Das hat die Weltmenschenrechtskonferenz in Wien 
1993 in ihrer Deklaration deutlich zum Ausdruck gebracht. Ein- 
stimmig erklärte sie, daß Frauen die Möglichkeit erhalten müssen, 
existierende Menschenrechtsübereinkommen und deren Struktu- 
ren effektiv zu nutzen. Ein Beschwerderecht für CEDAW wurde 
als dringend notwendig erachtet. Diese Einschätzung hat die Welt- 
frauenkonferenz in Beijing bekräftigt. Eine Expertinnen/Exper- 
tenkommission hat den Entwurf eines Fakultativprotokolls ausge- 
arbeitet, der die Erfahrungen aus den existierenden regionalen und 
internationalen Verfahrensarten einschließt. 

Auf der Grundlage des Entwurfs wird seitdem ein Fakultativpro- 
tokoll diskutiert, welches die Lücken in der Umsetzung der Kon- 
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vention schließen helfen soll. Doch die Verhandlungen ziehen sich 
bereits über Jahre hin, ohne daß nennenswerte Fortschritte erzielt 
werden konnten. Die nächsten Beratungen über das Fakultativ- 
protokoll werden im März in New York stattfinden. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. nachdrücklich auf einen baldigen Abschluß der Verhand- 
lungen hinzuwirken, um das Fakultativprotokoll möglichst 

frühzeitig für Frauen nutzbar zu machen; 

2. in den Verhandlungen auf die Durchsetzung der folgenden 

Punkte hinzu wirken: 

- Es wird ein Recht zur Beschwerde eingeführt, das sämt- 
liche durch das Übereinkommen gewährten Rechte 
einschließt. 

- Der Ausschuß erhält die Befugnis, Beschwerden ent- 
gegenzunehmen und Untersuchungen durchzuführen. 

- Es werden ein Individual- und ein Gruppenbeschwer- 
derecht eingeführt, so daß sowohl direkt betroffene 
Frauen als auch Gruppen, die ein berechtigtes Interes- 
se nachweisen können, zur Beschwerdeführung be- 
rechtigt sind. 

- Gegenstand der Beschwerde ist das Handeln oder 
Unterlassen eines Vertragsstaates. Ein Unterlassen liegt 
auch dann vor, wenn der Staat es versäumt, gegen 
Diskriminierung durch Privatpersonen, Gruppen oder 
Organisationen wirksam vorzugehen. 

- Der Ausschuß erhält das Recht der mündlichen und 
schriftlichen Beweiserhebung, das Recht, eigene Unter- 
suchungen im Vertragsstaat durchzuführen und Emp- 
fehlungen für Maßnahmen zur Beseitigung der Ver- 
tragsverletzung vorzuschlagen. Besteht die Gefahr, daß 
Rechte einer Beschwerdeführerin unwiederbringlich 
vereitelt werden könnten, so erhält der Ausschuß das 
Recht, vorläufige Maßnahmen zu empfehlen. 

- Im Rahmen des Beschwerdeverfahrens soll der Aus- 
schuß das Recht erhalten, seine Ergebnisse in Berich- 
ten zu veröffentlichen, Empfehlungen auszusprechen 
und die Vertragsstaaten zur Berichterstattung über die 
ergriffenen Maßnahmen zu verpflichten. 

- Auch im Rahmen des Untersuchungsverfahrens muß 
der Ausschuß das Recht erhalten, Untersuchungen in 
den Vertragsstaaten vorzunehmen und Berichte über 
die Untersuchungsergebnisse zu veröffentlichen. 

- Bei schwerwiegenden und systematischen Vertrags- 
verletzungen wird der Ausschuß ermächtigt, analog zu 
Artikel 20 des „Übereinkommens gegen Folter und an- 
dere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Be- 
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handlungen oder Strafen", ein vertrauliches Prüfungs- 
verfahren zu initiieren. 


Bonn, den 19. Februar 1998 

Waltraud Schoppe 
Rita Grießhaber 
Gila Altmann (Aurich) 

Marieluise Beck (Bremen) 

Angelika Beer 

Annelie Buntenbach 

Dr. Uschi Eid 

Kristin Heyne 

Monika Knoche 

Dr. Angelika Köster-Loßack 

Irmingard Schewe-Gerigk 

Marina Steindor 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Der Begriff „Frauenrechte sind Menschenrechte" (women's hu- 
man rights) hat erst auf der Weltkonferenz für Menschenrechte 
1993 in Wien Eingang in den offiziellen Sprachgebrauch der Ver- 
einten Nationen gefunden. Seitdem wird die Dimension der Er- 
kenntnis, auf die sich diese neue Sprachregelung begründet, nur 
zögerlich zur Kenntnis genommen. Durch ein Fakultativprotokoll 
würde das „Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form der Dis- 
kriminierung der Frau" auf gewertet und noch einmal klargestellt, 
daß Frauenrechte Menschenrechte sind, die denselben Schutz ge- 
nießen wie andere Menschenrechte auch. 

Für die Einhaltung der Menschenrechte von Frauen würde die Ver- 
abschiedung des Fakultativprotokolls einen bedeutsamen Fort- 
schritt darstellen. Ohne Durchsetzungsmechanismen hat das 
Übereinkommen nur eine appellative Wirkung für die rechtliche 
und tatsächliche Situation von Frauen und die Weiterentwicklung 
von Frauenrechten. Die Umsetzung der in der Konvention kodifi- 
zierten Rechte kann von Frauen nicht eingefordert werden. 

Noch immer fehlt es vielen Frauen an der Kompetenz, auf inter- 
nationaler Ebene Rechte einzufordern. Das Instrument würde dazu 
beitragen, daß Frauen durch die Inanspruchnahme der Beschwer- 
demöglichkeiten diese Kompetenz erlangen und aktiv an der Wei- 
terentwicklung ihrer Rechte mitwirken. Darüber hinaus würden 
Rechtsverletzungen dann nicht mehr nur auf der nationalen Ebe- 
ne diskutiert, sondern es bestände nach der Ausschöpfung natio- 
nal-rechtlicher Verfahren auch die Möglichkeit, die Problematik 
auf die internationale Ebene zu heben. Damit entstände die, ins- 
besondere auch für Frauen aus dem Süden, bedeutsame Chance, 
das Augenmerk der Weltöffentlichkeit auf Einzelstaaten zu ziehen 
und internationalen Druck einzufordern. 
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Für Deutschland würde die Untersuchungskommission insbeson- 
dere dazu beitragen können, strukturelle Diskriminierung aufzu- 
decken und deren Beseitigung durch gesetzgeberische Maßnah- 
men einzufordern. 

Zwei Verfahrensarten, das Beschwerde- und das Untersuchungs- 
verfahren, sollen die umfassende und wirksame Durchsetzung der 
Konvention ermöglichen. Die Beschwerdeverfahren eröffnen die 
Möglichkeit zur Überprüfung von Einzelfragen, wohingegen das 
Untersuchungsverfahren zur Ermittlung in systematischen und 
schwerwiegenden Fällen der Verletzung von Frauenrechten dient. 
Sollten Vertragsverletzungen festgestellt werden, so spricht der 
Ausschuß Empfehlungen für Maßnahmen zur Beseitigung aus. 

Die Empfehlungen und möglicherweise auch Schadensersatz wer- 
den eine adäquate Wiedergutmachung und Beseitigung der Ver- 
tragsverletzung gewährleisten. Die in dem Übereinkommen nor- 
mierten Rechte von Frauen sind justitiabel. Es bleibt dem 
Einzelstaat bei der Umsetzung der Konvention und der Empfeh- 
lungen der Konvention ein Gestaltungsspielraum bei der Auswahl 
der geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Frauenrechts- 
verletzung. 

Die Aktivlegitimation von Frauenrechts- und Menschenrechts- 
gruppen trägt der tatsächlichen Situation vieler Frauen, insbeson- 
dere in Ländern des Südens, Rechnung. Einzelnen Frauen fehlen 
oftmals Ressourcen und Kompetenzen, Beschwerden bei interna- 
tionalen Gremien individuell vorzubringen. Durch die Möglich- 
keit, daß auch Frauenrechts- und Menschenrechtsgruppen Be- 
schwerden Vorbringen können, d. h. aktiv legitimiert sind, wird die 
Verantwortung von der einzelnen und ihren möglicherweise be- 
grenzten finanziellen und persönlichen Ressourcen auf eine Grup- 
pe übertragen. Durch diese Möglichkeit wird unter Berücksichti- 
gung der spezifischen Lebenssituationen von Frauen die effektive 
Nutzung des Fakultativprotokolls gewährleistet. 

Das Untersuchungsverfahren wird entscheidend dazu beitragen, 
systematische und schwerwiegende Verletzungen von Frauen- 
rechten aufzudecken, die Weltöffentlichkeit auf diese Situationen 
aufmerksam zu machen und deren Beseitigung international ein- 
zufordern. Die Kommission kann durch die auf ihre Kompetenz in 
Angelegenheiten der Verletzung von Frauenrechten und den 
Möglichkeiten ihrer Beseitigung und Wiedergutmachung begrün- 
deten Empfehlungen zur Weiterentwicklung von internationalem 
Frauenrechts- und damit Menschenrechtsschutz beitragen. 

Überschneidungen der Inanspruchnahme dieser Rechte mit den 
Beschwerderechten aus anderen Menschenrechtskonventionen 
würden durch Lis-pendens-Regelungen verhindert. 
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